
Mutterschutzgesetz

Beschäftigung stillende Arbeitnehmerinnen

Stillende Arbeitnehmerinnen stehen unter dem Schutz des Mutterschutzgesetzes (MuSchG). Ziel
des Gesetzes ist grundsätzlich die Weiterbeschäftigung der Mitarbeiterin – soweit keine unverant-
wortbare Gefährdung für Mutter oder Kind besteht.

Wer ist betroffen?
■ angestellte Zahnärztinnen
■ zahnmedizinische Fachangestellte (ZFA)
■ alle stillenden Arbeitnehmerinnen in der Zahnarztpraxis

Pflichten des Arbeitgebers
Sobald eine Mitarbeiterin mitteilt, dass sie stillt, muss der Arbeitgeber:

■ die bestehende Gefährdungsbeurteilung prüfen,
■ die Arbeitsbedingungen individuell bewerten,
■ erforderliche Schutzmaßnahmen festlegen und
■ der Mitarbeiterin ein Gespräch über mögliche Anpassungen des Arbeitsplatzes anbieten
■ Meldung an das Gewerbeaufsichtsamt
■ Möglichkeit Stillpausen in einem Stillraum einzulegen.

Zu empfehlen ist bereits während der Schwangerschaft ein Gespräch über die geplante Rückkehr.

Wann liegt eine unverantwortbare Gefährdung vor?
Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung muss überprüft werden, ob eine unverantwortbare
Gefährdung vorliegt. Liegt eine Gefährdung vor, ist sie nach dem Gesetzgeber dann unverantwortbar,
wenn die Eintrittswahrscheinlichkeit einer Gesundheitsbeeinträchtigung angesichts der zu erwarten-
den Schwere des möglichen Gesundheitsschadens nicht hinnehmbar ist. Eine unverantwortbare
Gefährdung gilt hingegen als ausgeschlossen, wenn die Zahnarztpraxis alle Vorgaben einhält, die
aller Wahrscheinlichkeit nach dazu führen, dass die Gesundheit der stillenden Zahnärztin oder ihres
Kindes nicht beeinträchtigt wird.

Zu berücksichtigen sind dabei nur Gefährdungen, die einen hinreichenden Bezug zum Stillen auf-
weisen:

■ Erreger, die über die Muttermilch oder über Blut (durch Verletzungen beim Stillen) auf das Kind
übertragen werden können,

■ Erkrankungen der Mutter, die sich negativ auf die Milchbildung und den Milchfluss (Laktation)
auswirken,

■ Infektionsrisiken, die allein durch den engen körperlichen Kontakt zwischen Mutter und Kind
während des Stillens entstehen, bleiben außer Betracht.
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In Zahnarztpraxen betrifft dies insbesondere:

Chemische Gefahrstoffe
Kein Einsatz bei Tätigkeiten mit gesundheitsgefährdenden Stoffen, insbesondere

■ reproduktionstoxischen Stoffen die nach der Zusatzkategorie für Wirkungen auf oder über die
Laktation zu bewerten sind (Gefahrenhinweis H362),

■ sowie auch bestimmte Metalle und deren Verbindungen, wie bspw. Blei und Quecksilber.

Infektionsrisiken (Biostoffe)
Kein Einsatz bei Tätigkeiten mit erhöhtem Kontakt zu infektiösen Biostoffen (Risikogruppen 2–4),
sofern dadurch eine Gefährdung für Mutter oder Kind besteht. Ein ausreichender Immunschutz ist
zu berücksichtigen. Insbesondere stellt eine Infektion mit Hepatitis-B- und Hepatitis-C, HIV eine
Gefährdung dar.

Gefährdung durch gesteigertes Arbeitstempo
Keine Arbeitsbedingungen, die durch umsatzabhängige Vergütung zu einer erhöhtenArbeitsge-
schwindigkeit oder Arbeitsmenge führen.

Rangfolge der Schutzmaßnahmen (§ 13 MuSchG)
Besteht eine Gefährdung, müssen Arbeitgeber folgende Reihenfolge beachten:

1. Anpassung der Arbeitsbedingungen
    z. B. organisatorische Änderungen oder Ausschluss einzelner Tätigkeiten 

2. Umsetzung auf einen anderen Arbeitsplatz 

3. Betriebliches Beschäftigungsverbot
    nur wenn andere Maßnahmen nicht ausreichen

Ein Beschäftigungsverbot ist daher immer das letzte Mittel und nicht automatisch gegeben. Anders
als die Elternzeit kann das Beschäftigungsverbot nicht beantragt werden. Auch ein Teilbeschäfti-
gungsverbot kann in Betracht gezogen werden, sodass im zeitlich reduzierten Umfang und gegebe-
nenfalls angepassten Aufgaben weitergearbeitet werden kann.

Ziel des Mutterschutzgesetzes
Das Mutterschutzgesetz verfolgt ausdrücklich das Ziel, stillende Arbeitnehmerinnen weiterzube-
schäftigen, sofern dies verantwortbar möglich ist. Alle im Rahmen des Mutterschutzes ergriffenen
Maßnahmen müssen dem aktuellen Stand der Technik, der Arbeitsmedizin, der Hygiene sowie den
anerkannten wissenschaftlichen Erkenntnissen entsprechen. Werden die Empfehlungen des Aus-
schusses für Mutterschutz eingehalten, kann grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass die
gesetzlichen Anforderungen erfüllt sind.
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Mutterschutzlohn bei Beschäftigungsverbot
Wird ein Beschäftigungsverbot ausgesprochen, erhält die Arbeitnehmerin Mutterschutzlohn gemäß
§ 18 MuSchG. Grundlage ist der durchschnittliche Verdienst der letzten drei abgerechneten
Kalendermonate vor Eintritt der Schwangerschaft. Der Arbeitgeber bekommt das gezahlte
Arbeitsentgelt (Mutterschutzlohn) auf Antrag grundsätzlich vollständig über das Umlageverfahren
von der Krankenkasse der Arbeitnehmerin erstattet (§ 1 Aufwendungsausgleichsgesetz – AAG). 

Hinweis: Einzelne Krankenkassen verlangen nach zwölf Monaten zusätzliche Nachweise zum
Fortbestehen des Stillens. Eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage hierfür besteht jedoch nicht.
Dennoch besteht hierdurch für den Arbeitgeber das Risiko, dass der Mutterschutzlohn nach Ablauf
von zwölf Monaten zunächst nicht mehr erstattet wird und somit das Arbeitsentgelt allein vom
Arbeitgeber getragen werden muss.

Urlaubsanspruch
Während eines Beschäftigungsverbots bleibt der Anspruch aufErholungsurlaub vollständig bestehen.
Eine Kürzung des Urlaubs – wie teilweise während derElternzeit möglich – ist nicht zulässig.

Kündigungsschutz
Stillende Arbeitnehmerinnen genießen Kündigungsschutz

■ bis vier Monate nach der Entbindung (§ 17 MuSchG).

Ein darüber hinausgehender besonderer Kündigungsschutz während der Stillzeit besteht - abweichend
zur Elternzeit (§ 18 BEEG) - grundsätzlich nicht.

Auswirkungen auf Elterngeld
Während eines Still-Beschäftigungsverbots entfällt in derRegel der Anspruch auf Basiselterngeld,
da dieses nur innerhalb der ersten 14 Lebensmonate des Kindes gezahlt wird.

Aktuelle Rechtsprechung
Die Gerichte beurteilen Still-Beschäftigungsverbote in Zahnarztpraxen derzeit nicht einheitlich.
Das Arbeitsgericht Karlsruhe (Urteil vom 30.09.2025 – 5 Ca 95/25) stellte fest, dass ein theoretisches
Restrisiko für Schnitt- oder Stichverletzungen nicht automatisch zu einem Beschäftigungsverbot
in der Stillzeit führt. 
Im konkreten Fall sah das Gericht aufgrund der dokumentierten Verletzungszahlen im Verbandbuch
und des sehr geringen Infektionsrisikos keine unverantwortbare Gefährdung für die stillende
Zahnärztin. Ein vollständiger Schutz vor Verletzungen sei zwar nicht möglich, das tatsächliche
Risiko liege jedoch nahezu bei Null. 
Fraglich ist, ob die individuelle Geschicklichkeit als allgemein gültiges Maß für eine grundsätzliche
und zu verallgemeinernde Ereigniswahrscheinlichkeit herangezogen werden kann. Bisher ist nicht
definiert, ab welcher Eintrittswahrscheinlichkeit von einer unverantwortbaren Gefährdung oder
einer verantwortbaren – weil geringen - Restgefährdung ausgegangen werden kann.
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Außerdem hielt das Gericht es für ausreichend, im äußerst unwahrscheinlichen Infektionsfall sofort
abzustillen. Ob dies tatsächlich eine zulässige Schutzmaßnahme im Sinne des Mutterschutzes ist,
wird in der Rechtsprechung allerdings unterschiedlich beurteilt.

Empfehlung für Zahnarztpraxen
Arbeitgeber sollten:

■ Gefährdungsbeurteilung Stillende (siehe B05b04) regelmäßig aktualisieren,
■ individuelle Gegebenheiten der Praxis und der stillenden Mutter beachten,
■ Entscheidungen stets einzelfallbezogen treffen,
■ Schutzmaßnahmen dokumentieren,
■ Stillbescheinigung regelmäßig vorlegen lassen.

Hinweis: Eine sorgfältige und vollständige Gefährdungsbeurteilungdient nicht nur dem Schutz der
Mitarbeiterinnen, sondern bewahrt die Praxis auch vor möglichen rechtlichen und finanziellen
Risiken im Sinne einer möglichen Regressgefahr.

Weiterführende Informationen

Gefährdungsbeurteilung Mutterschutz
Ausschuss für Mutterschutz – Gefährdungsbeurteilung

Infektionserreger und Mutterschutz
Ausschuss für Mutterschutz – Infektionserreger in Deutschland

Stellungnahme der Bundeszahnärztekammer
stillzeit_angestelle_zahnaerztinnen.pdf
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http://qm.blzk.de/qm/as-b05-b04-gefaehrdungsbeurteilung-stillende
https://www.ausschuss-fuer-mutterschutz.de/fileadmin/content/Dokumente/MuSchR_10.1.01_Gefaehrdungsbeurteilung_.pdf?utm_source=chatgpt.com
https://www.ausschuss-fuer-mutterschutz.de/fileadmin/content/Dokumente/MuSchInfo_11.2.01_Schwangerschaftsrelevante-Infektionserreger_Deutschland.pdf?utm_source=chatgpt.com
https://www.bzaek.de/fileadmin/PDFs/b/stillzeit_angestelle_zahnaerztinnen.pdf

